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Stellungnahme im BT-InnenA am 6. Mai 2019 zum Entwu rf eines Gesetzes zur 
Änderung des Asylgesetzes zur Beschleunigung von Ve rfahren durch erweiter-
te Möglichkeit der Zulassung von Rechtsmitteln (BT- Drs. 19/1319) 
 
 
1. Deutschland braucht mehr Rechtsvereinheitlichung  im Asylverfahrensrecht 
 
Als Vizepräsident der europäischen Sektion der Internationalen Vereinigung der Mig-
rations- und Asylrichter (IARMJ) kenne ich die Asylrechtssysteme der europäischen 
Staaten gut. In allen gibt es eine Vereinheitlichung der Rechtsprechung nicht nur zu 
Rechts- sondern auch zu asylrechtlichen Tatsachenfragen durch ein Bundesgericht. 
Nur Deutschland hinkt bis heute hinterher und es macht Mühe, den europäischen 
Richterkolleginnen und –kollegen, aber auch den Asylsuchenden und ihren Anwälten  
zu erklären, dass ein syrischer Wehrdienstentzieher in einem deutschen Bundesland 
Flüchtlingsschutz erhält, sein Bruder in einem anderen Bundesland aber nur subsidi-
ären Schutz. Und das ohne Möglichkeit einer Rechtsvereinheitlichung durch das 
Bundesverwaltungsgericht. Genauso unverständlich ist, dass im Dublin-Verfahren ein 
Einzelrichter des Verwaltungsgerichts in A. die Überstellung nach Bulgarien im Wege 
des Eilrechtsschutzes wegen der dortigen Lebensbedingungen untersagt, eine ande-
re Einzelrichterin des gleichen Gerichts hingegen zulässt. Und das ohne die Möglich-
keit einer Rechtsvereinheitlichung durch das zuständige Oberverwaltungsgericht. 
 
Frankreich, Belgien, Irland und das Vereinigte Königreich haben eigene Asylgerichte 
als Bundesgerichte, die für eine Vereinheitlichung der Rechtsprechung sorgen – und 
sei es durch Einberufung des Plenums der Richter oder eines anderen vereinheitli-
chenden Organs. In anderen Ländern wie den Niederlanden entscheiden zwar die 
örtlichen Verwaltungsgerichte (wie in DE) über asylrechtliche Klagen, der Niederlän-
dische Raad van State hat als oberstes Bundesgericht aber die Kompetenz zur ab-
schließenden Entscheidung über asylrechtliche Tatsachenfragen. Er erlässt hier 
Länderleitentscheidungen („country guidance“ determinations), denen die örtlichen 
Verwaltungsgerichte jedenfalls in der Praxis folgen. Die Praxis der Länderleitent-
scheidungen wurde vom britischen Asylberufungsgericht („Upper Tribunal“) entwi-
ckelt und hat sich dort in langjähriger Praxis bewährt.1 Die britischen Länderleitent-
scheidungen werden vom Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte häufig als 
Referenz für die Beurteilung der Lage in Herkunftsländern von Flüchtlingen herange-
zogen.2 Hinweise auf deutsche Urteile fehlen hingegen, weil es sie zu Tatsachenfra-
gen auf nationaler Ebene nicht gibt. 
 
In allen anderen föderal gegliederten Staaten außer Deutschland entscheiden aus-
schließlich Bundesgerichte über die Auslegung von Bundesrecht – und zwar hinsicht-
lich Tatsachen- und Rechtsfragen. Das gilt etwa für die Schweiz, Österreich, die 
USA, Kanada und Australien. In den föderal organisierten Staaten – mit Ausnahme 
Deutschlands – entscheiden die Gerichte der Bundesländer/Kantone/Einzelstaaten 
über Rechtsstreitigkeiten auf Gebieten der einzelstaatlichen Gesetzgebung, z.B. über 

                                            
1 Dazu Dörig, Flüchtlingsschutz in Großbritannien, ZAR 2006, 272 (274 f.); Berlit/Dörig, NVwZ 2017, 
1481 (1482) 
2 Nachweise dazu finden sich bei Berlit/Dörig, NVwZ 2017, 1481 (1482) 
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Polizei- oder Baurecht. Bundesgerichte entscheiden hingegen schon in erster Instanz 
über Rechtsstreitigkeiten auf der Grundlage von Bundesgesetzen. So entscheiden 
ausschließlich Bundesrichter in der Schweiz, Österreich und in den angloamerikani-
schen Ländern über das Ausländer- und Asylrecht. Man denke an die Urteile von 
Bundesrichtern über die Einreisedekrete von Donald Trump. Gleiches gilt aber auch 
für Österreich und die Schweiz. Dort entscheiden die Richter des dortigen Bundes-
verwaltungsgerichts erstinstanzlich (in der Schweiz auch letztinstanzlich) über asyl-
rechtliche Streitigkeiten. Das erleichtert eine einheitliche Beurteilung von Tatsachen- 
und Rechtsfragen. Eine solche Vereinheitlichung durch ein Bundesgericht gibt es in 
Deutschland nur für Rechtsfragen. Hier besteht dringender Reformbedarf. Deutsch-
land braucht mehr Rechtsvereinheitlichung im Asylverfahrensrecht. 
 
2. Erweiterung der Kompetenz des Bundesverwaltungsg erichts zum Erlass von 
asylrechtlichen Länderleitentscheidungen 
 
Besonderer Bedeutung kommt die Rechtsvereinheitlichung durch das BVerwG zu. 
Hierzu bieten sich drei Regelungsvarianten an, die Herr VorsRiBVerwG Prof. Dr. 
Uwe Berlit und ich gemeinsam erarbeitet und in einem Aufsatz in NVwZ 2017, 1481 
veröffentlicht haben. Regelungsstandort sollte ein neu zu schaffender § 78 Abs. 8 
Asylgesetz sein. 
 
a) Weiteres (beschränktes) Berufungsverfahren  
 
In dieser ersten Variante würde das BVerwG in einem weiteren Berufungsverfahren 
eine länderbezogene Leitentscheidung treffen, wenn die Entscheidungen zweier 
Oberverwaltungsgerichte über die allgemeine Gefahrenlage in einem bestimmten 
Zielstaat der Abschiebung oder Überstellung voneinander abweichen. Das BVerwG 
trifft dann eine auf die Beurteilung der allgemeinen Gefahrenlage beschränkte län-
derbezogene Leitentscheidung. 
 
Diese Regelung würde dem in anderen Staaten (NL, UK) praktizierten Verfahren ent-
sprechen, in dem die länderbezogenen Leitentscheidungen Gegenstand eines Beru-
fungsverfahrens sind. Gegenüber dem dortigen Verfahren würde die Überprüfungs-
kompetenz aber auf die Beurteilung der allgemeinen Gefahrenlage beschränkt, das 
Einzelschicksal des konkreten Asylsuchenden würde nicht erneut geprüft. Eine ehrli-
che Lösung, die allerdings dem bisherigen System widerspricht, dass es in DE nur 
eine (und keine zweite) Berufungsinstanz gibt. 
 
b) Erweitertes Revisionsverfahren 
 
In der zweiten Variante würde der Sache nach eine Regelung wie unter „a“ getroffen, 
diese aber als erweitertes Revisionsverfahren ausgestaltet. Dem folgt der hier zu be-
urteilende Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Diese Variante, bei 
der ich allerdings die Ausgestaltung im nachstehend wiedergegebenen Gesetzent-
wurf des Bund Deutscher Verwaltungsrichter und Verwaltungsrichterinnen (BDVR) 
befürworte, hat den Vorteil, dass sie sich reibungsloser in das deutsche System des 
Revisionsrechts einfügt. Sie ist also weniger radikal als die Variante „a“. Inhaltlich 
bestehen keine Unterschiede. Auch hier sollte die Überprüfungsbefugnis des 
BVerwG auf die Beurteilung der allgemeinen Gefahrenlage in einem bestimmten 
Zielstaat der Abschiebung oder Überstellung beschränkt werden und nicht die Über-
prüfung des individuellen Verfolgungsschicksals umfassen. 
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Der BDVR hat hierzu folgenden Gesetzesvorschlag unterbreitet, wonach § 78 AsylG 
folgender Absatz 8 anzufügen ist: 
 

(8) 1Gegen das Urteil des Oberverwaltungsgerichts steht den Beteiligten 
die Revision an das Bundesverwaltungsgericht abweichend von § 132 
Abs. 1 und § 137 Abs. 1 VwGO auch zu, wenn das Oberverwaltungsge-
richt in der Beurteilung der allgemeinen asyl-, abschiebungs- oder über-
stellungsrelevanten Lage in einem Zielstaat von deren Beurteilung durch 
ein anderes Oberverwaltungsgericht oder durch das Bundesverwal-
tungsgericht abweicht und die Revision deswegen zugelassen hat. 2Eine 
Nichtzulassungsbeschwerde kann auf diesen Zulassungsgrund nicht ge-
stützt werden. 3Abweichend von § 137 Abs. 2 VwGO ist das Bundesver-
waltungsgericht insoweit an die in dem angefochtenen Urteil getroffenen 
tatsächlichen Feststellungen nicht gebunden. 4Das Bundesverwaltungs-
gericht berücksichtigt für die Beurteilung der allgemeinen Lage diejeni-
gen zielstaatsbezogenen Erkenntnisse, die zum Zeitpunkt seiner mündli-
chen Verhandlung oder Entscheidung (§ 77 Abs. 1 AsylG) vorliegen. 
5Eine weitergehende Aufklärung im Sinne von § 86 Abs. 1 und 2 VwGO 
findet nicht statt.  
 

Ich befürworte zum gegenwärtigen Zeitpunkt den Regelungsvorschlag des BDVR 
gegenüber dem der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, weil er das neue Instrument 
der Rechtsvereinheitlichung zurückhaltender gestaltet. Konkret belässt er es in der 
Kompetenz der Gerichte, eine Klärung durch das BVerwG herbeizuführen. Nach ei-
ner mehrjährigen Erprobung der Neuregelung wäre aber auch über die von der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen vorgesehene Ermöglichung der Nichtzulassungsbe-
schwerde neu zu entscheiden. 
 
c) Vorlageverfahren 
 
Ein dritter Regelungsvorschlag greift Elemente des Vorlageverfahrens nach Art. 267 
AEUV und des Vorlageverfahrens nach § 47 V bis VII VwGO (aF) auf. Die Vorlage-
pflicht entsteht für ein Oberverwaltungsgericht bei beabsichtigter Abweichung von der 
allgemeinen Lageeinschätzung eines anderen Oberverwaltungsgerichts. Der Verfah-
rensgegenstand wäre beim BVerwG wieder auf die allgemeinen Tatsachenfragen 
beschränkt. Die in den Regelungsvorschlägen „a“ und „b“ vorausgesetzte Tatsa-
chenermittlungskompetenz des BVerwG wird ausdrücklich betont. 
 
3. Erweiterung der Beschwerde und Berufungszulassun g  
 
Ich befürworte eine Erweiterung der Beschwerde und Berufungszulassung, die der 
Gesetzesvorschlag anspricht, in dem Umfang, wie sie der BDVR in beigefügter Stel-
lungnahme vom 2. März 2018 vorgeschlagen hat. 
 
4. Fazit 
 
Eine Erweiterung der Rechtsmittel im Asylrecht ist aus Gründen der Rechtsverein-
heitlichung dringend geboten. Dadurch wird die Konsistenz der Rechtsprechung er-
höht. Zugleich erledigen sich dadurch zahlreiche Rechtsschutzverfahren. Im Ergeb-
nis werden die Verwaltungsgerichte entlastet und die deutsche Justiz gewinnt an 
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Glaubwürdigkeit im europäischen Ausland. Die Vereinheitlichung der asylrechtlichen 
Tatsachenbeurteilung, die Deutschland in der EU fordert, sollte auch im eigenen 
Land verwirklicht werden. Dies kann durch die Weiterentwicklung von Vorschlägen 
geschehen, wie sie hier von Bündnis 90/Die Grünen vorgelegt worden sind. 
 
 

 
 

 
 
 














